
PROTOKOLL Nr. 2

über Stahlerzeugnisse

Artikel 1

Dieses Protokoll gilt für die Waren des Kapitel 72 des Gemein-
samen Zolltarifs. Es gilt künftig auch für andere fertige Stahl-
erzeugnisse dieses Kapitels mit Ursprung in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien.

Artikel 2

Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Stahlerzeugnisse mit
Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien werden am Tag des Inkrafttretens des Abkommens besei-
tigt.

Artikel 3

Die Einfuhrzölle der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien auf Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der Gemein-
schaft werden schrittweise nach folgendem Zeitplan gesenkt:

1. zu Beginn des ersten Jahres nach Inkrafttreten des Abkom-
mens wird jeder Zollsatz auf 80 v.H. des Ausgangszollsatzes
gesenkt;

2. zu Beginn des zweiten, dritten, vierten und fünften Jahres
nach Inkrafttreten des Abkommens wird jeder Zollsatz
weiter auf 60 v. H., 40 v. H., 20 v. H. bzw. 0 v. H. gesenkt.

Artikel 4

(1) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen der
Gemeinschaft für Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien und die
Maßnahmen gleicher Wirkung werden bei Inkrafttreten des
Abkommens beseitigt.

(2) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien für Stahlerzeugnisse
mit Ursprung in der Gemeinschaft und die Maßnahmen
gleicher Wirkung werden bei Inkrafttreten des Abkommens
beseitigt.

Artikel 5

(1) In Anbetracht der in Artikel 69 dieses Abkommens fest-
gelegten Regeln erkennen die Vertragsparteien die Dringlichkeit
an, mit der jede Vertragspartei strukturelle Schwächen ihres
Stahlsektors unverzüglich angehen muss, um die allgemeine
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Industrie zu gewährleisten. Die
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien legt daher
innerhalb von zwei Jahren das notwendige Umstrukturierungs-
und Umstellungsprogramm für ihre Stahlindustrie fest, damit
dieser Sektor unter normalen Marktbedingungen lebensfähig
wird. Zur Erreichung dieses Ziels stellt die Gemeinschaft der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien auf Ersuchen
technische Beratung zur Verfügung.

(2) Zusätzlich zu den in Artikel 69 dieses Abkommens fest-
gelegten Regeln werden Verhaltensweisen, die im Widerspruch
zu diesem Artikel stehen, nach den spezifischen Kriterien beur-

teilt, die sich aus den Regeln der Gemeinschaft für staatliche
Beihilfen ergeben, einschließlich ihres abgeleiteten Rechts und
einschließlich der spezifischen Regeln für die Kontrolle staatli-
cher Beihilfen, die nach Auslaufen des EGKS-Vertrages für den
Stahlsektor gelten.

(3) Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 69 Absatz
1 Ziffer iii dieses Abkommens auf Stahlerzeugnisse erkennt die
Gemeinschaft an, dass die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien nach Inkrafttreten dieses Abkommens fünf Jahre
lang ausnahmsweise staatliche Beihilfen zur Umstrukturierung
gewähren kann, sofern

— dies am Ende des Umstrukturierungszeitraums zur Lebens-
fähigkeit der begünstigten Unternehmen unter normalen
Marktbedingungen führt,

— die Beihilfen in Umfang und Intensität auf das zur Wieder-
herstellung der Lebensfähigkeit der Unternehmen unbedingt
Notwendige beschränkt und schrittweise gesenkt werden
und

— mit dem Umstrukturierungsprogramm insgesamt eine
Rationalisierung und ein Kapazitätsabbau in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien angestrebt wird.

(4) Die Vertragsparteien sorgen für vollständige Transparenz
bei der Durchführung des notwendigen Umstrukturierungs-
und Umstellungsprogramms und führen zu diesem Zweck
einen umfassenden und kontinuierlichen Informationsaustausch
durch, u. a. über die Einzelheiten des Umstrukturierungsplans
sowie über Umfang, Intensität und Zweck der aufgrund der
Absätze 2 und 3 gewährten staatlichen Beihilfen.

(5) Der Stabilitäts- und Assoziationsrat überwacht die
Anwendung der Absätze 1 bis 4.

(6) Wenn nach Auffassung einer Vertragspartei eine
bestimmte Verhaltensweise der anderen Vertragspartei mit
diesem Artikel unvereinbar ist und wenn den Interessen der
ersten Vertragspartei oder ihrer Industrie durch diese Verhal-
tensweise ein erheblicher Schaden verursacht wird oder droht,
kann diese Vertragspartei nach Konsultationen in der in Artikel
8 genannten Kontaktgruppe oder 30 Tage nach Ersuchen um
solche Konsultationen geeignete Maßnahmen treffen.

Artikel 6

Auf den Handel zwischen den Vertragsparteien mit Stahl-
erzeugnissen finden die Artikel 19, 20 und 34 des Abkommens
Anwendung.

Artikel 7

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Notwendigkeit an, ein
Verwaltungsverfahren einzuführen, um schnell Informationen
über die Entwicklung der Handelsströme bei Stahlerzeugnissen
mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien zu erhalten, damit die Transparenz erhöht und
eine Umleitung der Handelsströme verhindert wird.

20.3.2004L 84/86 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



(2) Die Vertragsparteien kommen daher überein, ein System
der doppelten Kontrolle ohne mengenmäßige Beschränkungen
für die Einfuhr von Stahlerzeugnissen mit Ursprung in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien in die
Gemeinschaft einzurichten, statistische Angaben über Ausfuhr-
und Überwachungspapiere auszutauschen und zu allen Fragen
im Zusammenhang mit der Funktionsweise dieses Systems
unverzüglich Konsultationen abzuhalten.

(3) Die Einzelheiten des Systems der doppelten Kontrolle
sind in Anhang I dieses Protokolls enthalten. Es wird regel-
mäßig geprüft, ob dieses System weiterhin notwendig ist.

Durch Beschluss des Stabilitäts- und Assoziationsrates kann im
Anschluss an diese Prüfung der Anhang geändert oder das Sys-
tem der doppelten Kontrolle aufgehoben werden.

Artikel 8

Die Vertragsparteien kommen überein, dass eines der vom
Stabilitäts- und Assoziationsrat eingesetzten Fachgremien eine
Kontaktgruppe sein wird, in der die Durchführung dieses Proto-
kolls erörtert wird.
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ANHANG I

über die Einführung eines Systems der doppelten Kontrolle für die Ausfuhr bestimmter Stahlerzeugnisse aus
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien in die Europäischen Gemeinschaften

Artikel 1

(1) Ab Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien (im folgenden „Abkommen“ bzw. „Gemeinschaft“ genannt) ist für
die Einfuhr der in Anlage I aufgeführten Ursprungserzeugnisse der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien in
die Gemeinschaft die Vorlage eines von den Behörden in der Gemeinschaft ausgestellten Überwachungspapiers nach
dem Muster in Anlage II erforderlich.

(2) Die unter dieses Protokoll fallenden Erzeugnisse werden nach der zolltariflichen und statistischen Nomenklatur der
Gemeinschaft (im folgenden „Kombinierte Nomenklatur“ oder abgekürzt „KN“ genannt) eingereiht. Der Ursprung der
unter dieses Protokoll fallenden Erzeugnisse wird nach den in der Gemeinschaft geltenden Vorschriften bestimmt.

(3) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten sich, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien
über Änderungen der Kombinierten Nomenklatur (KN), die unter das System der doppelten Kontrolle fallende Erzeug-
nisse betreffen, zu unterrichten, bevor sie in der Gemeinschaft in Kraft treten.

(4) Für die Einfuhr der in Anlage I aufgeführten Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der ehemaligen jugosla-
wischen Republik Mazedonien in die Gemeinschaft ist ferner die Ausstellung eines Ausfuhrpapiers durch die zuständigen
Behörden der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien erforderlich. Zur Vermeidung von Problemen am Ende
des Jahres muss das Originalausfuhrpapier vom Einführer spätestens am 31. März des Jahres vorgelegt werden, das auf
das Jahr folgt, in dem die darin aufgeführten Erzeugnisse versandt worden sind.

(5) Ein Ausfuhrpapier ist nicht erforderlich für Erzeugnisse, die bereits vor Inkrafttreten des Abkommens versandt
worden sind, vorausgesetzt, dass vorher nicht ein Bestimmungsort außerhalb der Gemeinschaft vorgesehen war und dass
den Erzeugnissen, die nach der 1996 geltenden Regelung der vorherigen Überwachung nur bei Vorlage eines Überwa-
chungspapiers eingeführt werden können, tatsächlich ein solches Papier beigefügt ist.

(6) Als Zeitpunkt des Versands gilt der Zeitpunkt, zu dem die Erzeugnisse zur Ausfuhr in das Beförderungsmittel
verladen werden.

(7) Das Ausfuhrpapier muss dem Muster in Anlage III entsprechen. Es gilt für Ausfuhren in das gesamte Zollgebiet
der Gemeinschaft.

(8) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien übermittelt der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
die Bezeichnungen und Anschriften der für die Ausstellung und Prüfung der Ausfuhrpapiere zuständigen Behörden der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien sowie die Abdrücke der von diesen Behörden verwendeten Stempel
und Unterschriftsproben. Ferner teilt die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien der Kommission jede diesbezüg-
liche Änderung mit.

(9) Anlage IV enthält technische Bestimmungen über die Anwendung des Systems der doppelten Kontrolle.

Artikel 2

(1) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien verpflichtet sich, der Gemeinschaft genaue statistische
Angaben zu den von den Behörden der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien nach Artikel 1 ausgestellten
Ausfuhrpapieren zu übermitteln.

Diese Angaben werden der Gemeinschaft spätestens am Ende des Monats übermittelt, der auf den Monat folgt, auf den
sich die Statistiken beziehen.

(2) Die Gemeinschaft verpflichtet sich, den Behörden der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien genaue
statistische Angaben zu den von den Mitgliedstaaten ausgestellten Überwachungspapieren für die in Anlage I aufge-
führten Erzeugnisse zu übermitteln. Diese Angaben werden den Behörden der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien spätestens am Ende des Monats übermittelt, der auf den Monat folgt, auf den sich die Statistiken beziehen.

Artikel 3

Auf Ersuchen einer Vertragspartei werden erforderlichenfalls Konsultationen über die im Zusammenhang mit der Funkti-
onsweise des Systems der doppelten Kontrolle auftretenden Probleme abgehalten. Diese Konsultationen werden unver-
züglich abgehalten. Die nach diesem Artikel abgehaltenen Konsultationen werden von beiden Vertragsparteien im Geiste
der Zusammenarbeit und in dem Bestreben geführt, die zwischen ihnen bestehenden Differenzen beizulegen.

20.3.2004L 84/88 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Artikel 4

Die genannten Mitteilungen sind zu richten:

— für die Gemeinschaft an die Kommission der Europäischen Gemeinschaften (GD Handel E/2 und GD Unternehmen
C/2),

— für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien an ihre Mission bei den Europäischen Gemeinschaften, an das
Außenministerium und an das Wirtschaftsministerium.
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ANLAGE I ZU ANHANG I

LISTE DER ERZEUGNISSE, DIE DER DOPPELTEN KONTROLLE UNTERLIEGEN

gesamte KN-Position 7208

gesamte KN-Position 7209

gesamte KN-Position 7210

gesamte KN-Position 7211

gesamte KN-Position 7212

Die übrigen technischen Anhänge werden später angefügt; sie entsprechen den derzeit geltenden technischen Anhängen.




